
1030 der Bellagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Bericht 

des Geschäftsordnungsausschusses 

über den Antrag (189/A) der Abgeordneten 
Wille, Dr. Mock, Dr. Frischenschlager und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz vom 4. Juli 1975, BGBl. 
Nr.410, über die Geschäftsordnung des 
Nationalrates (Geschäftsordnungsgesetz 1975) 

geändert wird 

Im Hinblick auf die Bundesv~rfassungsgesetz­
Novelle über ein neues Haushaltsrecht des Bundes 
(BGBI. Nr. 212/1986), welche einen mit der Mit­
wirkung an der Haushaltsführung betrauten Aus­
schuß des Nationalrates vorsieht - was eine Ände­
rung des Geschäftsordnungsgesetzes erforderlich 
macht -, erschien es der Präsidial konferenz des 
Nationalrates zweckmäßig, auch weitere offene 
Fragen durch eine Novellierung des Geschäftsord­
nungsgesetzes 1975 einer Lösung zuzuführen. Es 
sind dies vor allem 

die Klärung der nicht eindeutig geregelten Vor­
gangsweise bei Feststellung der Ergebnisse ins­
besondere von namentlichen und geheimen 
Abstimmllngen, 
die Verankerung der Volks anwaltschaft auch 
im GOG, 
eine Ausweitung des Rederechtes des Präsiden­
ten bzw. Vizepräsidenten des Rechnungshofes 
auf die Verhandlung von Sonderprüfungsanträ­
gen gemäß § 99 Abs. 1 GOG, 
die Schaffung der Möglichkeit, umfassende 
Berichte über internationale und interparlamen­
tarische Tätigkeiten von Mitgliedern der 
gesetzgebenden Körperschaften in Verhand­
lung zu nehmen sowie 
eine Vereinfachung der Bestimmungen über die 
Vorlage von Berichten der Unterausschüsse an 
die Ausschüsse. 

Zur Vorbereitung einer entsprechenden Novelle 
zum Geschäftsordnungsgesetz 1975 wurde auf 
Grund einer Besprechung in der 82. Sitzung der 
Präsidialkonferenz vom 16. Jänner 1986 ein Komi­
tee, bestehend aus Vertretern der Parlamentsdirek-

tion und der parlamentarischen Klubs, gebildet. 
Dessen Vorschläge hinsichtlich der oben erwähnten 
offenen Fragen sowie bezüglich weiterer legisti­
scher Klarstellungen und Verbesserungen wurden 
in . der 91. Sitzung von 17. April 1986 und der 
92. Sitzung von 7. Mai 1986 der Präsidialkonferenz 
unterbreitet und schließlich einhellig akzeptiert. 

Auf Grund dessen brachten die Abgeordneten 
Wille, Dr. Mock, Dr. Frischenschlager und Genos­
sen am 15. Mai 1986 daher den gegenständlichen 
Antrag im Nationa\r:at ein, der am 10. Juni 1986 die 
erste Lesung hierüber durchführte. Anschließend 
erfolgte die Zuweisung der Vorlage an den 
Geschäftsordnungsausschuß. 

Dieser Ausschuß hat den Initiativantrag in seiner 
Sitzung am 19. Juni 1986 in Verhandlung genom­
men. Zum Gegenstande sprachen außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten B erg man n, 
Dr. Ne iss e r, Mag. K a b a s', Dr. S t i p p e I und 
DDr. Hesele. . 

Im einzelnen ist zu den vorgeschlagenen Ände­
rungen des GOG folgendes zu bemerken: 

I. Volksanwaltschaft 

(Art. I Z 2, 4, 5, 7, 16,20,21 und 27) 

Durch die Bundes-V erfassungs gesetz-Novelle 
BGBI. Nr.350/1981 wurde ein neues Siebentes 
Hauptstück in das B-VG aufgenommen, durch wel­
ches die Volks anwaltschaft definitiv geschaffen und 
deren Aufgilben wie auch deren Geschäftsgang 
geregelt wurden. In der Geschäftsordnung des 
Nationalrates ist dieser Novelle hinsichtlich der 
Bestimmungen über die Teilnahme an Sitzungen 
des Nationalrates und seiner Ausschüsse, über die 
Verhandlungs gegenstände sowie über die 
geschäftsordnungsmäßige Behandlung von Berich­
ten der Volksanwaltschaft bisher noch nicht Rech­
nung getragen worden, da in der ersten Präsidialsit­
zung der XV. GP vom 11. Juni 1979 Einvernehmen 
darüber erzielt wurde, eine diesbezügliche Rege-
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2 1030 der Beilagen 

lung nach Aufnahme der Volks anwaltschaft in das 
B-VG erst dann zu treffen, wenn auch andere 
Änderungen der Geschäftsordnung notwendig sein 
werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist zu bemer­
ken: 

Zu § 20 Abs. 5 (neu): 

Durch diese Bestimmung werden die drei Mit­
glieder der Volksanwaltschaft dem Präsidenten des 
Rechnungshofes grundsätzlich gleichgestellt, was 
die Teilnahme an den Verhandlungen des Natio­
nalrates sowie seiner Ausschüsse (Unterausschüsse) 
betrifft. Dabei wurde davon ausgegangen, daß es 
sich bei der Volksanwaltschaft - im Gegensatz 
zum Rechnungshof - um ein Kollegialorgan han­
delt, dessen Mitglieder geschäftsordnungsmäßig 
gleichberechtigt sein sollen (wiewohl eines dersel­
ben jeweils als Vorsitzender fungiert). 

Zu §§ 21 Abs. 1 und 23: 

Die Berichte der Volksanwaltschaft werden 
durch die Einfügung ausdrücklich als Yerhand­
lungsgegenstände im Sinne der erstgenannten 
Bestimmung bezeichnet; desgleichen werden die 
Berichte der Volksanwaltschaft nunmehr in die 
Bestimmung über die Vervielfältigung und Vertei­
lung von Verhandlungsgegenständen aufgenom -
men. 

Zu §§ 41 Abs. 7, 62 Abs. 2 sowie 63 Abs. 2 und 3: 

In den die Redeordnung bei Ausschuß- und 
Plenarverhandlungen betreffenden Bestimmungen 
war die Möglichkeit der Wortmeldung von Mit­
gliedern der Volksanwaltschaft zu berücksichtigen. 
Bei dieser Gelegenheit soll einerseits zwischen dem 
weitreichenden Rederecht der Mitglieder der Bun­
desregierung und anderseits dem eingeschränkten 
Rederecht des Präsidenten bzw. Vizepräsidenten 
des Rechnungshofes sowie der Mitglieder der 
Volks anwaltschaft auch in textlicher Hinsicht klar 
unterschieden werden. 

Zu § 78: 

Das XI. Hauptstück der Geschäftsordnung trifft 
besondere Bestimmungen über die Behandlung von 
Verhandlungs gegenständen, die keine Gesetzesvor­
schläge enthalten. Auch dort waren die Berichte 
der Volks anwaltschaft zu berücksichtigen. 

H. Ausweitung des Rederechtes des Präsidenten 
bzw. Vizepräsidenten des Rechnungshofes auf die 

Verhandlung von Anträgen gemäß § 99 Abs. 1 

(Art. I Z 3) 

Entsprechend der Neufassung des Art. 123 a 
Abs. 1 B-VG sollen der Präsident oder der Vizeprä­
sident des Rechnungshofes auch an einer Debatte 
über einen Antrag betreffend Prüfungs auf trag an 

den Rechnungshof im Sinne des § 99 teilnehmen 
und das Wort ergreifen können. 

IH. Berichte der vom Nationalrat oder von Natio­
nalrat und Bundesrat in internationale parlamenta­
rische Organisationen entsendeten Delegierten bzw. 
Berichte der an Veranstaltungen der IPU teilneh­
menden Mitglieder des Nationalrates und des Bun-

desrates als Verhandlungsgegenstände 

(Art. I Z 5, 7 und 27) 

Durch die Übernahme der Administration der 
Österreich betreffenden Angelegenheiten der Par­
lamentarischen Versammhmg des Europarates in 
die ParIamentsdirektion wird der diesbezügliche 
Abschnitt in dem vom Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten erstellten "Außenpoliti­
sehen Bericht" nicht mehr enthalten sein. Es wird 
deshalb zunächst im § 21 Abs. 1 durch eine Neufas­
sung der entsprechenden Bestimmungen klarge­
stellt, daß lediglich gern ein sam e Berichte der 
in der Überschrift genannten Delegierten bezie­
hungsweise der an Veranstaltungen der Interparla -
mentarischen Union teilnehmenden Abgeordneten 
zum Nationalrat und Mitglieder des Bundesrates 
'als Verhandlungsgegenstände in Frage kommen. 
Ferner soll im § 23 Abs. 1 - abweichend von § 13 
Abs. 1 - fesgelegt werden, daß der Präsident die 
Vervielfältigung und Verteilung solcher - allen­
falls zusammengefaßter - Berichte nach Rück­
sprache mit den Mitgliedern der Präsidialkonferenz 
zu einem geeignet erscheinenden Zeitpunkt ver­
fügt. Darüber hinaus ist nun der Wortlaut der §§ 23 
Abs. 1 und 78 Abs. 1 dem neugefaßten § 21 Abs. 1 
anzupassen. 

IV. Debatte über, Erklärungen von Mitgliedern der 
Bundesregierung 

(Art. I Z 6 und 28) 

Nach der parlamentarischen Übung kann nicht 
nur bei Erklärungen von Mitgliedern der Bundesre­
gierung außerhalb der Tagesordnung (§ 19 Abs. 2) 
die Durchführung einer Debatte im Sinne des § 81 
verlangt werden, sondeni auch bei solchen Erklä­
rungen, die bereits auf der Tagesordnung vorgese-
hen sind. ' 

Durch die Neufassung der §§ 21 Abs.3 und 81 
(Streichung der Worte "gemäß § 19 Abs: 2") soll 
dieser parlamentarischen Praxis Rechnung getra­
gen werden. 

In diesem Zusammenhang wird vom Ausschuß 
klargestellt, daß in jedem Fall - ob die Erklärung 
außerhalb der Tagesordnung erfolgt oder bereits 
auf der Tagesordnung steht - die Verfahrensre­
geln des § 19 Abs. 2 Anwendung finden; dies 
bedeutet, daß die Erklärung eines Regierungsmit­
gliedes nur dann auf die Tagesordnung gestellt 
werden kann, wenn dasselbe eine diesbezügliche 
Absicht geäußert hat und daß in jedem Fall gemäß 
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§ 81 ein Verlangen auf Durchführung einer 
Debatte und eine Entscheidung über den Zeitpunkt 
derselben in Betracht kommen. 

V. Zuruckziehung von Berichten der Bundesregie­
rung bzw. ihrer Mitglieder 

(Art. I Z 8) 

§ 25 regelt bisher nur die Änderung und Zurück­
ziehung von Vorlagen der Bundesregierung; hiezu 
zählen nicht - mit Rücksicht auf die Aufzählung 
im § 21 Abs. 1 - Berichte der Bundesregierung 
oder ihrer Mitglieder. Durch die Neufassung des 
§ 25 soll auch die Änderung und Zurückziehung 
solcher Berichte vorgesehen werden. 

VI. Neufassung der Bestimmungen betreffend die 
Yolksabstimmung über einen Gesetzesbeschluß 

(Art. I Z 9 und 30) 

In den §§ 27 Abs. 3 bzw. 84 Abs. 2 soll nunmehr 
zweifelsfrei vorgesehen werden, daß ein Antrag auf 
Durchführung einer Volksabstimmung über einen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates entweder in 
Form eines Selbständigen Antrages eines Ausschus­
ses, der dem Ausschußbericht über den betreffen­
den Gesetzesvorschlag beizudrucken ist, oder in 
Form eines Zusatzantrages in der zweiten Lesung 
desselben gestellt werden kann. 

VII. Aufgaben des Hauptausschusses 

(An. I Z 10 und 31) 

Durch die Neufassung des § 29 Abs. 2 und des 
§ 87 Abs. 4 wird der Verfassungslage Rechnung 
getragen, wonach der Hauptausschuß nicht nur bei 
der Wahl der Präsidenten des Rechnungshofes, 
sondern auch bei der Bestellung der Mitglieder der 
Volksanwaltschaft sowie der Vorsitzenden der 
Beschwerdekommission im Sinne des Wehrgesetzes 
dem N ationalrat Vorschläge zu erstatten hat. 

VIII. Ersatzmitglieder im Ständigen Unterausschuß 
des Hauptausschusses 

(Art. I Z 11) 

§ 31 Abs. 1 ist der Neufassung des An. 55 Abs. 2 
erster Satz B-VG anzupassen. Demnach kommen 
als Mitglieder und Ersatzmitglieder des Ständigen 
Unterausschusses des Hauptausschusses auch 
Abgeordnete in Frage, die nicht dem Hauptaus­
schuß als Mitglieder angehören. Durch die Strei­
chung der W one "aus seiner Mitte" kann künftig­
hin auch eine Panei, die nur mit einem Mitglied im 
Hauptausschuß venreten ist, sowohl ein Mitglied 
als auch. ein Ersatzmitglied für den Ständigen 
Unterausschuß des Hauptausschusses namhaft 
machen. 

IX. Mitwirkung eines Ausschusses bzw. dessen Stän­
digen Unterausschusses an der Haushaltsführung 

(Art. I Z 12) 

Durch Einfügung eines neuen § 32 a wird den 
Bestimmungen der Bundes-V erfassungsgesetz­
Novelle über das Haushaltsrecht (BGBl. 
Nr.212/1986) hinsichtlich der parlamentarischen 
Mitwirkung Rechnung getragen. Auf Grund dieser 
Vorschriften hat der Nationalrat - jedenfalls am 
Beginn der Gesetzgebungsperiode - zu entschei­
den, welchen Ausschuß er mit der Mitwirkung an 
der Haushaltsführung betraut. 

Für einen Beschluß, mit dem die Übertragung 
bestimmter Aufgaben an den Ständigen Unteraus­
schuß dieses Ausschusses widerrufen wird, bedarf 
es - da es sich um eine lex specialis handelt -
lediglich der einfachen Mehrheit des Ausschusses 
im Sinne des § 41 Abs. 9 und nicht der Beschlußer­
fordernisse, wie sie generell für den Fall der Ände­
rung eines Ausschußbeschlusses im § 42 Abs. 2 vor-. 
gesehen sind. 

X. Vertretung von Mitgliedern eines Unterausschus­
ses 

, (An. I Z 13 betreffend § 35 Abs. 4) 

Bei Unterausschußmitgliedern soll zukünftig wie 
beim Ausschuß eine Vertretung durch ein Mitglied 
desselben Klubs im Sinne des § 32 Abs. 3 zulässig 
sein. Damit wird einer bestehenden Praxis Rech­
nung getragen. 

XI. Neufassung der· Vorschriften über die durch 
Unterausschüsse dem Ausschuß vorzulegenden 

schriftlichen Berichte 

(An. I Z 13 betreffend § 35 Abs. 5 und 16 betref­
fend § 41 Abs. 4) 

Durch die Neufassung der §§ 35 Abs. 5 und 41 
Abs. 4 wird festgelegt, daß ein einvernehmlicher 
schriftlicher Unterausschußberichtunter bestimm­
ten _Voraussetzungen auch dann dem Ausschuß 
vorgelegt werden kann, wenn nicht über alle Teile 
des· Gesetzentwurfes Einvernehmen erzielt wurde, 
und ferner, daß bei Vorliegen eines schriftlichen 
Unterausschußberichtes dieser als Grundlage für 
die weiteren Ausschußverhandlungen dient. 

XII. Anwesenheit von Abgeordnete~ als Zuhörer in 
den Sitzungen von Unterausschüssen 

(An. I Z 14) 

Es kommt gelegentlich vor, daß Nichtmitglieder 
eines Unterausschusses in dessen Sitzungen als 
Zuhörer anwesend sind. Diese Übung ist durch die 
Geschäftsordnung nicht gedeckt, da gemäß § 37 
Abs. 7 lediglich die Vorschriften der Abs. 3 und 4 
dieser Bestimmung (Anwesenheit von Personen, die 
nicht Abgeordnete oder sonst teilnahmeberechtigt 
sind; Ausschluß von Personen) für die Sitzungen 
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der Unterausschüsse als anwendbar erklärt werden. 
Dem soll durch eine Neufassung des § 37 Abs. 7 
Rechnung getragen werden. 

XIII. Neufassung der Bestimmungen über die 
Genehmigung von Aus~chußprotokollen 

(Art. I Z 15) 

Durch die Neufassung der Bestimmungen des 
§ 38 Abs. 4 in Anlehnung an die Vorschriften über 
die Genehmigung des in den Sitzungen des Natio­
nalrates geführten Amtlichen Protokolls soll eine 
bessere Anwendungsmöglichkeit dieser V orschrif­
ten erreicht werden. 

XIV. Streichung der Bestimmungen über die Veröf­
fentlichung des Bundesvoranschlages, des Bundes­
rechnungsabschlusses und der Berichte des Rech-

nungshofes im § 52 Abs. 5 

(Art. I Z 17) 

Da durch die Bundes-Verfassungsgesetz-
Novelle, die eine Änderung haushaltsrechtlicher 
Bestimmungen vorsieht (BGBI. Nr. 212/1986), die 
verfassungsrechtlichen Regelungen über das Ver­
bot der Veröffentlichung des Bundesvoranschlages 
(Art. 51 Abs. 1 letzter Satz B-VG) und des Bundes­
rechnungsabschlusses (Art. 121 Abs.2 B-VG) vor 
Beginn der Beratungen im Nationalrat weggefallen 
sind und bezüglich der Berichte des Rechnungsho­
fes Art. 126 d Abi>. 1 letzter Satz in der Fassung die­
ser Bundes-V erfassungsgesetz-Novelle bestimmt, 
daß Berichte des Rechnungshofes nach ihrer V or­
lage an den Nationalrat zu veröffentlichen sind, ist 
§ 52 Abs. 5 überholt. 

XV. Berichterstatter als Redner bei einer Debatte 
bzw. Neufassung der Bestimmungen über das 

Schlußwort des Berichterstatters 

(Art. 1Z 18, 19 und 21 betreffend § 63 Abs. 3) 

Durch die Neufassung des § 60 Abs. 7 wird nor­
miert, daß lediglich gewählte Berichterstimer nicht 
als Debattenredner das Wort nehmen können. Hin­
gegen sollen Ausschußobmänner (Obmannstellver­
treter), die auf Grund des Gesetzes zur Ausschuß­
berichterstattung verpflichtet sind (§§ 44 Abs. 4 
bzw. 45), das Recht haben, in der. Debatte das 
Wort zu ergreifen. Letzteren soll jedoch ein 
Schlußwort nur zur Richtigstellung von Schreib-, 
Sprach- und Druckfehlern zustehen. 

XVI. Auszählen der Pro- und Kontra-Stimmen 

(Art. I Z 23) 

Im § 66 Abs. 2 ist davon die Rede, daß jeder 
Abgeordnete verlangen kann, "daß der Präsident 
die Zahl der ,für' 0 der ,gegen' die Frage Stim­
'menden bekannt gibt". In der XIV. GP wurde hin­
sichtlich eines Entschließungsantrages die Auszäh­
lung der "Pro- und Kontrastimmen" verlangt. 

Der den Vorsitz führende Präsident gab unter 
Berufung auf die zitierte GO-Bestimmung lediglich 
die Pro-Stimmen bekannt. Das Verlangen auf Aus­
zählung, der Pro- und Kontra-Stimmen wurde 
damit begründet, daß auch das Ausmaß der Unter­
stützung eines nicht die Mehrheit findenden Antra­
ges festgestellt werden sollte. Dementsprechend 
soll § 66 Abs. 2 erster Satz geändert werden. 

XVII. Änderung der Bestimmungen über die 
namentliche und geheime Abstimmung 

(Art. I Z 22 und 24) 

In den parlamentarischen Geschäftsordnungen 
Österreichs ist traditionell keine Möglichkeit der 
Stimmenthaltung vorgesehen. Dessenungeachtet 
besteht die parlamentarische Übung, daß sich 
Abgeordnete bei den in der Regel durch Aufstehen 
und Sitzenbleiben stattfindenden Abstimmungen 
(§ 66 Abs. 1 GOG) aus dem Sitzungssaal entfernen 
können, um sich auf diese Weise' der Stimme zu 
enthalten. Diese Möglichkeit besteht aber naturge­
mäß nicht ohne weiteres bei namentlichen oder 
geheimen Abstimmungen, weshalb es beispielsweise 
vorgekommen ist, daß bei namentlichen Abstim­
mungen nicht die amtlichen Stimmzettel, sondern 
andere schriftliche Äußerungen abgegeben wurden, 
aus denen kein Abstimmungswille erkennbar war. 
Daraus ergab bzw. ergibt sich aber das Problem, ob 
derartige Stimmzettel· als ungültig oder als für das 
Abstimmungsergebnis überhaupt nicht zu wert~nd 
angesehen werden müssen. Dies wiederum ist für 
die Feststellung des Abstimmungsergebnisses von 
entscheidender Bedeutung, da nach den in der Ver­
fassung und in der Geschäftsordnung vorgesehenen 
Regeln die Mehrheit der abgegebenen und nicht 
nur die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim­
men entscheidend ist. Eine weitere Folge kann auch 
dadurch eintreten, daß die geltende Geschäftsord­
nung für den Fall, daß die Zahl der Stimmzettel mit 
jener der tatsächlich Stimmenden nicht überein­
stimmt, den Präsidenten verpflichtet, die Abstim­
mung zu wiederholen. Im Extremfall könnte die 
geschilderte Vorgangsweise also zu einer endlosen 
Wiederholung namentlicher oder geheimer Abstim­
mungen führen. 

Um derartige Störungen des Abstimmungsvor­
ganges bei einer namentlichen oder geheimen 
Abstimmung auszuschließen, soll nunmehr eindeu­
tig festgelegt werden, daß die Stimmenabgabe aus­
schließlich durch amtliche Stimmzettel erfolgen 
muß. Die Abgabe eines anderen als des amtlichen 
Stimmzettels bedeutet also nicht eine "ungültige 
Stimme", sondern die "Nichtteilnahme" an der 
namentlichen oder geheimen Abstimmung. Ferner 
soll eine Wiederholung der Abstimmung für den 
Fall, daß die Zahl der Stimmzettel mit jener der tat­
sächlich Stimmenden nicht übereinstimmt, nur' 
erforderlich sein, wenn durch eine solche Differenz 
Zweifel über die - für das Zustandekommen eines 
Beschlusses allein entscheidende -Mehrheit der 
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"Ja" Stimm~n entstehen könnten. Bei der Bekannt­
gabe des Ergebnisses der Abstimmung wird der 
Präsident daher in der Regel die Anzahl der abge­
gebenen Stimmen - also der auf "Ja" und auf 
"Nein" lautenden Stimmen sowie der Anzahl der 
amtlichen Stimmzettel, aus denen der Abstim­
mungswille nicht erkennbar ist ("ungültige Stim­
men") - bekanntgeben. Die Summe dieser amtli" 
chen Stimmzettel stellt somit die Zahl der an der 
Abstimmung Beteiligten dar. Bei der geheimen 
Abstimmung i~t die Verwendung von Kuverts nicht 
ausgeschlossen. 

XVIII. Neufassung der Bestimmungen über das 
Volksbegehren 

(Art. I Z 25) 

§ 69 Abs. 2 muß dem Art. 41 Abs. 2 B-VG in der 
Fassung des Art. I Z 4 des Bundesverfassungsgeset­
zes BGBL Nr. 350/1981 angepaßt werden, der 
geänderte Erfordernisse für ein Volksbegehren 
sowie dessen Vorlage durch die Hauptwahlbehörde 
vorsieht. 

XIX. Neufassung der Bestimmungen über Einspru­
che des Bundesrates 

(Art. I Z 26) 

§ 77 Abs. 1 ist dem Art. 42 Abs.3 B-VG in der 
Fassung des Art. I Z 6 des Bundesverfassungsgeset­
zes BGBL Nr. 350/1981 anzupassen, demzufolge 
Einsprüche des Bundesrates dem Nationalrat durch 
den Vorsitzenden des Bundesrates zu übermitteln 
und dem Bundeskanzler zur Kenntnis iu bringen 
sind. 

Wanda Brunner 

Berichterstatter 

XX. Bezeichnung von Grundsatzgesetzen und 
Grundsatzbestimmungen in Bundesgesetzen 

(Art. I Z 29) 

§ 82 Abs. 4 wird dem Art. 12 Abs. 4 B-VG in der 
Fassung des Art. I Z 3 der Bundes-V erfassungsge­
setz-Novelle BGBL Nr.49011984 angepaßt, 
wonach Grundsatzgesetze und Grundsatzbestim­
mungen in Bundesgesetzen ausdrücklich als solche 
zu bezeichnen sind. 

XXI. Ergänzung der Bestimmungen über parlamen­
tarische Enqueten 

(Art. I Z 32) 

Durch die Neufassung des § 98 Abs. 1 soll der 
parlamentarischen Übung Rechnung getragen wer­
den, wonach bei Verhandlungen über Anträge auf 
Abhaltung einer parlamentarischen Enquete im 
Hauptausschuß Abänderungs- und Zusatzanträge 
gestellt werden können. Ferner wird der Notwen­
digkeit Rechnung getragen, daß der Hauptaus­
schuß seinen Beschluß über die Abhaltung einer 
Enquete abändern können soll. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Geschäftsordnungsausschuß somit den A n t rag, 
der Nationalrat wolle dem a n g e s chI 0 s sen e n 
G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 1986 06 19 

Dr. Kapaun 

Obmann 

.j. 
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·1. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Bundesgesetz vom 4. Juli 1975, 
BGBI. Nr. 410, über die Geschäftsordnung des 
Nationalrates (Geschäftsordnungsgesetz 1 975) 

geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel'! 

Das Geschäftsordnungsgesetz 1975, BGBI. 
Nr. 410, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. 30211979, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 8 Abs. 3 hat der Klammerausdruck,,(§ 14 
Abs. 6)" richtig ,,(§ 14 Abs. 7)" zu lauten. 

2. Die Überschrift vor § 18 lautet: 

"IV. Allgemeine Rechte und Pflichten der Mitglie­
der der Bundesregierung, des Präsidenten und des 
VlZepräsidenten des Rechnungshofes sowie der Mit-

glieder der Volks anwaltschaft" 

3. § 20 Abs. 1 lautet: 

,,§ 20 

(1) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Rechnungshofes sind berechtigt, an den Verhand­
lungen des Nationalrates sowie seiner Ausschüsse 
und deren Unterausschüsse über die Berichte des 
Rechnungshofes, die Bundesrechnungsabschlüsse, 
Anträge gemäß § 99 Abs. 1 betreffend die Durch­
führung besonderer Akte der Gebarungsüberprü­
fung und die den Rechnungshof betreffenden Kapi­
tel des Entwurfes des Bundesfinanzgesetzes teilzu­
nehmen." 

4. Im § 20 ist folgender Abs. 5 anzufügen: 

,,(5) Für die Mitglieder der Volksanwaltschaft 
gelten Abs. 4 sowie bei den Verhandlungen über 
die Berichte der Volks anwaltschaft und die die 
Volksanwaltschaft betreffenden Kapitel des E'nt­
wurfes des Bundesfinanzgesetzes Abs. 1 bis 3 sinn­
gemäß." 

5. § 21 Abs. 1 lautet: 

,,§ 21 

(1) Gegenstände der Verhandlung des National­
rates sowie der Vorberatung seiner Ausschüsse sind 
folgende schriftliche Vorlagen: 

Selbständige Anträge von Abgeordneten; 

Vorlagen der Bundesregierung; 

Gesetzesanträge des Bundesrates; 

Volksbegehren; 

Einsprüche des Bundesrates; 

Gemeinsame Berichte der vom Nationalrat oder 
von Nationalrat und- Bundesrat in internationale 
parlamentarische Organisationen entsendeten 
Delegierten sowie der an Veranstaltungen der 
Interparlamentarischen Union teilnehmenden Mit­
glieder des Nationalrates und des Bundesrates; 

Berichte der Bundesregierung und ihrer Mitglie­
der; 

Berichte des Rechnungshofes und Bundesrech­
nungsabschlüsse ; 

Berichte der Volksanwaltschaft; 

, Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen Ver­
folgung von Abgeordneten gemäß § 10 Abs. 2 und 
3, Ersuchen um Entscheidung über das Vorliegen 
eines Zusammenhanges im Sinne des § 10 Abs.3 
und Mitteilungen von Behörden gemäß § 10 Abs. 5;' 

Anträge von Behörden gemäß Art. 63 Abs. 2 
B-VG; 

Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung 
von Personen wegen Beleidigung des Nationalra­
tes; 

Petitionen. " 

6. § 21 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Ferner sind Gegenstände der Verhandlung 
des Nationalrates: 
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Anfragen und Anfragebeantwortungen; 

Erklärungen von Mitgliedern der Buridesregie­
rung; 

Mitteilungen über die Ernennung von Mitglie­
dt:rn der Bundesregierung (Art. 70 B-VG) und von 
Staatssekretären (Art. 78 Abs. 2 B-VG); 

Wahlen." 

7. § 23 Abs. 1 lautet: 

,,§ 23 

(1) Nach Einlangen von Vorlagen der Bundesre­
gierung, Gesetzesanträgen des Bundesrates, V olks­
begehren, Einsprüchen des Bundesrates, Berichten 
der Bundesregierung und ihrer Mitglieder, Berich­
ten des Rechnungshofes beziehungsweise ,Bundes­
rechnungsabschlüssen, Berichten der V olksanwalt­
schaft sowie schriftlichen Anfragen und schriftli­
chen Anfragebeantwortungen verfügt der Präsident 
deren Vervielfältigung sowie Verteiltmg an die 
Abgeordneten. Die Vervielfältigung und Verteilung 
von Berichten der vom Nationalrat oder von N atio­
nalrat und Bundesrat in internationale parlamenta­
rische Organisationen entsendeten Delegierten 
sowie der an Veranstaltungen der Interparlamenta­
rischen Union teilnehmenden Mitglieder des 
Nationalrates und des Bundesrates verfügt der Prä­
sident nach Rücksprache mit den Mitgliedern der 
Präsidialkonferenz zu einem geeignet erscheinen­
den Zeitpunkt." 

8. § 25 lautet: 

,,§ 25 

Die Bundesregierung kann ihre Vorlagen bis 
zum Beginn der Abstimmung im Ausschuß ändern 
oder zurückziehen. Das gleiche gilt für Berichte 
der Bundesregierung bzw. ihrer Mitglieder. Nach 
Einlangen der diesbezüglichen Note verfügt der 
Präsident deren Vervielfältigung sowie Verteilung 
an die Abgeordneten. Überdies ist jede solche 
Änderung beziehungsweise Zurückziehung in der 
nächstfolgenden Sitzung des Nationalrates mitzu­
teilen (§ ~9 Abs. 1 oder 2)." 

9. § 27 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Ferner hat der Ausschuß das Recht, Selb­
ständige Anträge auf Fassung von Beschlüssen zu 
stellen, die nicht die Erlassung von Gesetzen gemäß 
Abs. 1 betreffen, aber mit dem im Ausschuß behan­
delten Gegenstand in inhaltlichem Zusammenhang 
stehen. Handelt es sich hiebei um Entschließungs­
anträge oder um Anträge auf Durchführung einer 
Volksabstimmung gemäß Art. 43 B-VG, so werden 
diese dem Ausschußbericht _über den Gegenstand 
unmittelbar angeschlossen." 

10. § 29 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Hauptausschuß hat insbesondere an 'der 
Besiellung des Präsidenten und des Vizepräsiden­
ten des Rechnungshofes (Art. 122 B-VG), der Mit-

glieder der Volks anwaltschaft (Art. 148 g B-VG) 
sowie der Vorsitzenden der Beschwerdekommis­
sion (§ 6 Wehrgesetz 1978), ferner nach Maßgabe 
des § 23 des Übergangsgesetzes 1920,BGBl. 
Nr. 368/1925, an der Festsetzung von Eisenbahnta­
rifen, Post- und Fernmeldegebühren und Preisen 
der Monopolgegenstände sowie von Bezügen der 
in Betrieben des Bundes ständig beschäftigten Per­
sonen (Art. 54 B-VG) mitzuwirken. Auch bedürfen, 
soweit dies durch Bundesgesetz festgesetzt ist, 
bestimmte Verordnungen der Bundesregierung 
oder eines Bundesministers des Einvernehmens mit 
dem Hauptausschuß (Art. 55 Abs. 1 B-VG). Hiebei 
sind die Bestimmungen des § 3 des Gesetzes vom 
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, sinngemäß anzu­
wenden. Verhandlungsgegenstände des Hauptaus­
schusses sind ferner die auf Grund gesetzlicher 
Bestimmungen erstatteten Berichte." 

11. § 31 Abs. 1 lautet: 

,,§ 31 

(1) Der Hauptausschuß wählt den Ständigen 
Unterausschuß, dem die im Bundes-Verfassungsge­
setz in der Fassung von 1929 vorgesehenen Befug­
nisse obliegen. Die Wahl erfolgt nach den im § 30 
festgelegten Grundsätzen; dem Unterausschuß 
muß jedoch mindestens ein Mitglied jeder im 
Hauptausschuß vertretenen Partei angehören." 

12. Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt: 

,,§ 32 a 

(1) Dem insbesondere mit der Vorberatung VO{l 

Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuß obliegt 
auch die Mitwirkung an der Haushaltsführung 
gemäß Art. 51 bund 51 c Abs. 2 B-VG; er kann -
bis auf Widerruf - bestimmte Aufgaben einem 
gemäß § 31 gewählten Ständigen Unterausschuß 
übertragen, dem auch die Mitwirkung an der 
Haushaltsführung gemäß Art. 51 bund 51 c Abs. 2 
B-VG obliegt, wenn der Nationalrat vom Bundes­
präsidenten nach Art. 29 Abs. 1 B-VG aufgelöst 
wird. 

(2) Die Verhandlungen des Ständigen Unteraus­
schusses sind, soweit er nicht anderes beschließt, 
vertraulich. 

(3) Der Ausschuß beziehungsweise sein Ständi­
ger Unterausschuß sind auch außerhalb der Tagun­
gen des Nationalrates (§ 46) einzuberufen, wenn 
sich die Notwendigkeit hiezu ergibt. 

(4) Vorlagen im Sinne des Art. 51 bund 51 c 
Abs.2 B-VG hat der Präsident unmittelbar dem 
Ausschuß beziehungsweise dem Ständigen Unter­
ausschuß zuzuweisen. Die Frist gemäß Art. 51 h 
Abs. 2 letzter Satz B-VG beginnt mit der Zuwei­
sung des Verhandlungsgegenstandes." 
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13. § 35 Abs. 4 und 5 lauten: 

,,(4) Hinsichtlich der Vertretung von Mitglie­
dern der Unterausschüsse ist § 32 Abs. 3 sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Der Unterausschuß hat dem Ausschuß über 
das Ergebnis seiner Verhandlungen entweder durch 
seinen Obmann oder durch einen gewählten 
Berichterstatter mündlich oder schriftlich zu 
berichten. Ein schriftlicher Unterausschußbericht 
kann dem Ausschuß auch vorgelegt werden, wenn 
nicht über die Formulierung aller Teile des Geset­
zesvorschlages, aber darüber Einvernehmen erzielt 
wurde, daß über die offen gebliebenen Teile im 
Ausschußweiterverhandelt werden solL Dem 
Unterausschuß kann vom Ausschuß jederzeit, auch 
während der Verhandlung über den Gegenstand im 
Unterausschuß, eine Frist zur Berichterstattung 
gesetzt werden." 

Der bisherige Abs. 5 erhält die Bezeichnung 
,,(6)". 

14. § 37 Abs. 7 lautet: 

,,(7) Auf Sitzungen der Unterausschüsse finden 
die Betimmungen des Abs. 1 sowie der Abs. 3 und 4 
sinngemäß Anwendung." ' 

15. § 38 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Ein Protokoll gilt als genehmigt, wenn 
gegen seine Fassung an dem der Ausschuß(Unter­
ausschuß)sitzung folgenden Arbeitstag keine Ein­
wendungen erhoben wurden. Über allHllIige Ein­
wendungen entScheidet der Obmann." 

16. § 41 Abs. 4 und 7 lauten: 
,,(4) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, 

beschließt der Ausschuß, welcher derselben der 
Debatte und Abstimmung zugrunde zu legen ist. 
Hat der Ausschuß zur Vorbehandlung eines Ver­
handlungsgegenstandes einen Unterausschuß ein­
gesetzt, so stellt dessen gemäß § 35 Abs. 5 erster 
oder zweiter Satz erstatteter schriftlicher Bericht 
jedenfalls die weitere Verhandlungsgrundlage dar. 

(7) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, 
nachdem wenigstens drei zum Wort gemeldete 
Abgeordnete gesprochen haben, jederzeit, jedoch 
ohne Unterbrechung eines Redners, gestellt werden 
und ist vom Obmann ohne Debatte sofort zur 
Abstimmung zu bringen. Nach Annahme eines sol­
chen Antrages kommen jedoch die eingeschriebe­
nen Redner noch zum Wort. Sind zu diesem Zeit­
punkt keine Redner beim Obmann angemeldet, so . 
kann jeder im Ausschuß vertretene Klub (§ 32) 
noch einen Redner aus seiner Mitte bestimmen. 
Nimmt nach Schluß der Debatte oder nach 
Annahme eines Antrages auf Schluß der Debatte 
ein Mitglied der Bundesregierung oder ein von ihm 
entsendeter Staatssekretär, der Präsident bezie­
hungsweise der Vizepräsident des Rechnungshofes 
oder ein Mitglied der Volksanwaltschaft das Wort, 
so gilt die Debatte aufs neue für eröffnet." 

17. Im § 52 entfällt Abs. 5; der bisherige Abs. 6 
erhält die Bezeichnung ,,(5)". 

18. § 56 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Nach Annahme des Antrages auf Schluß der 
Debatte dürfen außer den von den Klubs gemäß 
Abs. 2 gemeldeten Rednern nur der Berichterstatter 
(§ 63 Abs. 3) und bei einem Selbständigen Antrag 
von Abgeordneten der Antragsteller beziehungs­
weise einer der Antragsteller das Wort nehmen." 

19. § 60 Abs. 7 lautet: 
,,(7) Der vom Ausschuß für den Nationalrat 

gewählte Berichterstatter (§ 42 Abs. 1) kann zu die­
sem Gegenstand nicht als ,Für'- oder ,Gegen'-Red­
ner das Wort nehmen." 

20. § 62 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Mitglieder der Bundesregierung bezie­
hungsweise der Präsident oder der Vizepräsident 
des Rechnungshofes sowie die Mitglieder der 
Volksanwaltschaft sprechen, wenn sie sich gemäß 
§ 19 beziehungsweise § 20 zum Wort melden, von 
der Regierungsbank aus." 

21. § 63 Abs. 2 und 3 lauten: . 
,,(2) Auf Wortmeldungen von Mitgliedern der 

Bundesregierung und der von ihnen entsendeten 
Staatssekretäre beziehungsweise des Präsidenten 
oder des Vizepräsidenten des Rechnungshofes 
sowie von Mitgliedern der Volks anwaltschaft fin­
den die Bestimmungen des § 19 beziehungsweise 
§ 20 Anwendung. 

(3) Liegen keine Wortmeldungen mehr vor, 
schließt der Präsident die Debatte und erteilt dem 
Berichterstatter auf dessen Verlangen das Schluß­
wort. Ein Schlußwort steht dem Berichterstatter 
gemäß § 44 Abs. 4 beziehungsweise § 45 nur zur 
Richtigstellung von Schreib-, Sprach- und Druck­
fehlern zu. Nimmt nach Schluß der Debatte oder 
nach Annahme eines Antrages auf Schluß der 
Debatte (§ 56) ein Mitglied der Bundesregierung 
oder ein von ihm entsendeter StaatSsekretär, der 
Präsident beziehungsweise der Vizepräsident des 
Rechnungshofes oder ein Mitglied der V olksan­
waltschaft das Wort, so gilt die' Debatte aufs neue 
für eröffnet." 

22. § 64 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Abgabe der Stimme hat durch Bejahung 
oder Verneinung der Frage ohne Begründung zu 
erfolgen." 

23. § 66 Abs. 2 1. Satz lautet: 

,,(2) Jedem Abgeordneten steht es frei, vor jeder 
Abstimmung zu verlangen, daß/ der Präsident die 
Zahl der ,für' und ,gegen' die Frage Stimmenden 
bekanntgibt. " 

24. § 66 Abs. 4 und 5 lauten: 

,,(4) Bei der namentlichen Abstimmung erfolgt 
die Stimmenabgabe ausschließlich durch amtliche 
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Stimmzettel, die den Namen des Abgeordneten und 
die Bezeichnung ,Ja' oder ,Nein' tragen. Diese 
Stimmzettel sind in zwei verschiedenen Farben her­
gestellt, je nachdem sie auf ,Ja' oder ,Nein' lauten. 
Die Abgeordneten werden namentlich aufgerufen, 
und jeder legt seinen Stimmzettel in eine gemein­
same Urne. Hiebei werden die Stimmenden 
gezählt. Der Präsident erklärt die Abstimmung für 
beendet, worauf die damit beauftragten Bedienste­
ten der Parlamentsdirektion unter Aufsicht der 
Schriftführer die Stimmenzählung vorzunehmen 
und dem Präsidenten das zahlenmäßige Ergebnis 
mitzuteilen haben. Stimmt die Zahl der Stimmzettel 
mit jener der tatsächlich Stimmenden nicht überein, 
so ist die Abstimmung zu wiederholen, sofern diese 
Differenz auf die Mehrheitsbildung von Einfluß 
sein könnte. Der Präsident verkündet das Ergebnis 
der Abstimmung. Die Namen der Abgeordneten 
sind - unter Angabe ihres Abstimmungsverhaltens 
- in das Stenographische Protokoll der Sitzung 
aufzunehmen. 

(5) Sofern nicht eine namentliche Abstimmung 
verlangt ist, kann auf Vorschlag des Präsidenten 
oder auf Antrag von 25 Abgeordneten der Natio­
nalrat eine geheime Abstimmung beschließen. Die 
Stimmenabgabe edolgt ausschließlich durch amtli­
che Stimmzettel, die auf ,Ja' oder ,Nein' lauten. Die 
Abgeordneten werden namentlich aufgerufen. Die 
Stimmenden werden gezählt, und jeder legt seinen 
Stimmzettel in eine gemeinsame Urne. Der Präsi­
dent erklärt die Abstimmung für beendet, worauf 
die damit beauftragten Bediensteten der Parla­
mentsdirektion unter AufSicht der Schriftführer die 
Stimmenzählung vorzunehmen und dem Präsiden­
ten das zahlenmäßige Ergebnis mitzuteilen haben. 
Stimmt die Zahl der Stimmzettel mit jener der tat­
sächlich Stimmenden nicht überein, so ist die 
Abstimmung zu wiederholen, sofern diese Diffe­
renz auf die Mehrheitsbildung von Einfluß sein 
könnte. Der Präsident verkündet das Ergebnis der 
Abstimmung." 

25. § 69 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Jeder von 100000 Stimmberechtigten oder 
von je einem Sechstel der Stimmberechtigten dreier 
Länder gestellte Antrag (Volksbegehren) ist von 
der Hauptwahlbehörde dem Nationalrat zur 
Behandlung vorzulegen. Das Volksbegehren muß 
in Form eines Gesetzentwurfes gestellt werden." 

26. § 77 Abs. 1 lautet: 

,,§ 77 

(1) Einspruche des Bundesrates gegen Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates werden dem National­
rat durch den Vorsitzenden des Bundesrates 
schriftlich mitgeteilt (Art. 42 Abs. 3 B-VG) und 
vom Präsidenten in der auf die Verteilung nächst­
folgenden Sitzung einem Ausschuß zugewiesen. 
Der Ausschußantrag hat entweder die Wiederho-

lung des ursprünglichen Gesetzesbeschlusses oder 
einen neuen Gesetzesvorschlag zum Gegenstand." 

27. § 78 Abs. 1 lautet: 

,,§ 78 

(1) Berichte der Bundesregierung und ihrer Mit­
glieder, Berichte der vom Nationalrat oder von 
Nationalrat und Bundesrat in internationale parla­
mentarische Organisationen entsendeten Delegier­
ten sowie der an Veranstaltungen der Interparla­
mentarischen Union teilnehmenden Mitglieder des 
Nationalrates und des Bundesrates so~ie Berichte 
der Volksanwaltschaft werden vom Präsidenten in 
der auf die Verteilung nächstfolgenden Sitzung 
einem Ausschuß zur Vorberatung zugewiesen." 

28. § 81 lautet: 

,,§ 81 

Über Erklärungen von Mitgliedern der Bundes­
regierung sowie Mitteilungen über die Ernennung 
von Mitgliedern der Bundesregierung und Staatsse­
kretären (§ 21 Abs. 3) findet sogleich eine Debatte 
statt, wenn dies von mindestens fünf Abgeordneten 
$chriftlich verlangt wird. Werden Einwendungen 
gegen den Zeitpunkt erhoben, so entscheidet der 

. Nationalrat. Eine solche Debatte darf jedoch nicht 
länger als bis an das Ende der nächsten Sitzung 
aufgeschoben werden." 

29. § 82 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Verfassungs gesetze und in einfachen 
Gesetzen enthaltene Verfassungsbestimmungen 
sowie Grundsatzgesetze und Grundsatzbestimmun­
gen in Bundesgesetzen sind ausdrücklich als solche 
zu bezeichnen." 

30. § 84 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Ein Antrag auf Fassung eines diesbezügli­
chenBeschlusses des Nationalrates kann als Antrag 
eines Ausschusses gemäß § 27 Abs. 3 oder in Form 
eines Zusatzantrages in der zweiten Lesung des 
Gesetzesvorschlages gestellt werden. Der Antrag 
gelangt nach der dritten Lesung zur Abstimmung." 

31. § 87 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Der Präsident und der Vizepräsident des 
Rechnungshofes, die Mitglieder der V olksanwalt­
schaft sowie die Vorsitzenden der Beschwerqekom­
mission gemäß § 6 Wehrgesetz werden auf V or­
schlag des Hauptausschusses gewählt." 

32. § 98 Abs. 1 lautet: 

,,§ 98 

(1) Der Hauptausschuß des Nationalrates kann 
auf Antrag eines seiner Mitglieder die Abhaltung 
einer parlamentarischen Enquete (Einholung 
schriftlicher Äußerungen sowie Anhörung von 
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Sachverständigen und anderen Auskunftspersonen) 
über Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung 
Bundessache ist, beschließen. Bei der Verhandlung 
über einen solchen Antrag können Abänderungs­
und Zusatzanträge von jedem in der Sitzung 
stimmberechtigten Abgeordneten gestellt. werden. 
Der Hauptausschuß kann einen Beschluß auf 
Abhaltung einer Enquete jederzeit - unter Einhal­
tung der im § 42 Abs. 2 genannten Beschlußerfor-

dernisse abändern. Die parlamentarische 
Enquete dient zur Information der Abgeordneten; 
es werden dabei keine Beschlüsse gefaßt." 

Artikel 11 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September 1986, 
hinsichtlich Artikell Z 12 jedoch am 1. Jänner 
1987, in Kraft. 

1030 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)10 von 10

www.parlament.gv.at




